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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 38. 


(Nr. 7909.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Wiesbaden, Regierungsbezirks Wiesbaden, zum Betrage von 
216,000 Thalern. Vom 19. Oktober 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Gemeinderath der Stadt Wiesbaden im Einverſtändniſſe mit 
dem Bürgerausſchuſſe und unter Zuſtimmung des Stadtb« zirksrathes beſchloſſen 
hat, zur Bezahlung der erſten Rate des Kaufpreiſes für das Seitens der Stadt 
acquirirte Gaswerk und zur Beſtreitung der Koſten für die Erbauung zweier 
Schulgebäude, ſowie des weiteren Ausbaues der Hauptwaſſerleitung und zur 
Deckung der in den Jahren 1870. und 1871. durch Kriegsleiſtungen entſtandenen 
Koften eine Anleihe von zweihundert und ſechszehn Tauſend Thalern aufzu⸗ 
nehmen und darum nachgeſucht hat, für die gedachte Anlehensſumme auf jeden 
Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Stadt-Obligationen ausgeben zu 
dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten, und der Verordnung vom 17. September 1867. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1518.) durch gegenwärtiges Privilegium zur Ausſtellung von zwei⸗ 
hundert ſechszehn Tauſend Thalern Wiesbadener Stadt⸗Obligationen, welche 
nach dem anliegenden Schema in 1260 Apoints, und zwar: 5 


360 3 200 » 
0 A 400 =’; 
auszufertigen, mit vier und ein halb vom Hundert jährlich, am 1. Mai und 
1. November jeden Jahres, zu verzinſen und, von Seiten der Gläubiger un⸗ 
kündbar, nach dem feſtgeſtellten, auf der Rückſeite jeder Obligation abgedruckten 
Tilgungsplane in den Jahren 1872. bis 1903. einſchließlich mittelſt Verlooſung 
der Obligationen jährlich am 1. November zu amortiſiren ſind, mit dem Vor⸗ 
behalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch da- 
durch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Ge⸗ 
währleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 
Jahrgang 1871. (Nr. 7909.) 73 Ur: 


Ausgegeben zu Berlin den 8, Dezember 1871. 


# 
* 


und beigedrucktem 


Arrkundlich um 
KRoöynilichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 19. Oktober 1871. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


rovinz Heſſen⸗Naſſau, Regierungsbezirk Wiesbaden. 
8 
(Stadtwappen.) 
| Obligation 
Be... der Stadt Wiesbaden 
Eittr: ae: 


über 


DEREN Thaler Preußiſch Kurant. 


Die Stadtgemeinde Wiesbaden, vertreten durch ihren Gemeinderath, hat be⸗ 
ſchloſſen, zur Bezahlung der erſten Rate des Kaufpreiſes für das Seitens der 
Stadt acquirirte Gaswerk und zur Beſtreitung der Koſten der Erbauung zweier 
Schulgebäude, ſowie des weiteren Ausbaues der Hauptwaſſerleitung und zur 
Deckung der in den Jahren 1870. und 1871. durch Kriegsleiſtungen entſtandenen 
Koſten ein Anlehen von 216,000 Thalern, | 
- „Zweihundert und ſechszehn Tauſend Thalern,“ 

der Thalerwährung aufzunehmen. ö 

Auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 19. Oktober 1871. be⸗ 
kennt ſich der Gemeinderath von Wiesbaden, vertreten durch den Vorſitzenden 
und zwei zu dieſem Behufe gewählte Mitglieder deſſelben, Namens der Stadt⸗ 
1178 Wiesbaden durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
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1 igers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von.. Thalern 
A Preußiſch Kurant, welcher Betrag als ein Theil des obigen Anlehens zur Stadt⸗ 
5 kaſſe gezahlt worden iſt. Der Gemeinderath verſpricht Namens der Stadt- 


gemeinde Wiesbaden, dieſes Anlehen mit vier und ein halb vom Hundert 
— 8 (44 Prozent) jährlich, vom Emiſſionstage an, in halbjährlichen, am 1. Mai und 
0 . 1. November jeden Jahres fälligen Zielen zu verzinſen, auch vom nächſten Jahre 
n ab allmälig und in Gemäßbheit des feſtgeſtellten und am Schluſſe dieſer Obli⸗ 


3 gation abgedruckten Tilgungsplanes aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Til⸗ 
. a  gungsfonds von ein und ein halb Prozent der urſprünglichen Anlehensſumme, 
EN. unter 


unter Zuwachs der erſparten Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen, 


innerhalb weiterer zwei und dreißig Jahre alljährlich am 1. November zurück- 


zuzahlen, ſo daß die erſte Rückzahlung am 1. November 1872. und die letzte am 
1. November 1903. erfolgt. * 

Der Stadt Wiesbaden ſind antizipirte Rückzahlungen, ſowie auch die Ab⸗ 
tragung des ganzen Anlehensreſtes geſtattet; in allen dieſen Fällen muß jedoch 
= er Kundmachung, bei Theilrückzahlungen auch eine Verlooſung, 
vorhergehen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt und die Auslooſung mindeſtens drei Monate vor dem Heim⸗ 
zahlungstermine durch das Bürgermeiſteramt zu Wiesbaden vollzogen. Das Er⸗ 
gebniß wird ſogleich öffentlich bekannt gemacht. 

Alle Bekanntmachungen, ſowohl bezüglich der regelmäßigen Auslooſung 
von Obligationen Behufs der Rückzahlung, als auch über etwa zu beſchließende 
antizipirte oder verſtärkte Rückzahlungen oder gänzliche Heimzahlung werden in 
zwei Frankfurter Zeitungen, in eine Wiesbadener Zeitung, in das Tageblatt und 
das Regierungs⸗Amtsblatt von Wiesbaden, ſowie in den Preußiſchen Staats⸗ 
anzeiger eingerückt werden. Sollte eines dieſer Blätter eingehen, ſo wird vom 
Gemeinderath mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Wiesbaden ein 
anderes ſubſtituirt. 

Mit dem Fäͤlligkeitstermine hört die Verzinſung der ausgelooſten oder zur 
Einlöſung gekündigten Obligationen auf. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen Rückgabe der 
ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, aach Wahl 


des Inhabers bei der Stadtkaſſe zu Wiesbaden oder bei der Kaſſe der Deutſchen 
Vereinsbank zu Frankfurt a. M. in der nach dem Eintritte des Fälligkeitstermins 


folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine nebſt 
dem Talon zurückzureichen; für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom 
Kapitale abgezogen. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjährige Zinskupons auf einen 
fünfjährigen Zeitraum ausgegeben; für die weitere Zeit werden Zinskupons auf 
fünfjährige Perioden ausgegeben werden. Die Ausgabe jeder weiteren Zins⸗ 
kupons⸗ Serie erfolgt bei der Stadtkaſſe zu Wiesbaden oder durch Vermittelung 
der Deutſchen Vereinsbank zu Frankfurt a. M. gegen Rückgabe des der älteren 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushän⸗ 
digung der neuen Zinskupons Serie an den Inhaber der Schuldverfchrei- 
bung, ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

i Das Verfahren bei dem Aufgebote und der Amortiſation abhanden ge⸗ 
kommener oder zu Grunde gegangener Obligationen, Kupons und Talons rich⸗ 
tet ſich nach dem zu Wiesbaden geltenden Rechte, und insbeſondere nach dem 
Geſetze vom 2. Juni 1860. (Verordnungsblatt des vormaligen Herzogthums 
Naſſau von 1860. S. 89.), und der Gerichtsſtand hierfür iſt Wiesbaden. 

Die Kapitalien unterliegen der gemeinrechtlichen Verjährung von dreißig 
Jahren, während die Zinſen mit Ablauf von vier Jahren verjähren und der 
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Lauf der Verjährungsfriſt mit Ende Dezember des Jahres, in welches der Fäl⸗ 
ligkeitstermin fällt, beginnt. f 7 

Für die der Stadt Wiesbaden obliegenden Zahlungen an Kapital und 
Zinſen haftet ſie mit ihrem ganzen beweglichen und unbeweglichen Vermögen, 
ihren ſämmtlichen Einkünften und parateſten Mitteln. 

Urkundlich der Unterſchriften und des beigedruckten Stadtſiegels. 

Wiesbaden, den enn 18. 


Für den Gemeinderath der Stadt Wiesbaden. 
Der Vorſitzende. Die Mitglieder. 


Tilgungsplan 
für das 
von der Stadtgemeinde Wiesbaden im Jahre 1871. aufzunehmende 
43 prozentige Anlehen von 216,000 Thalern. 


Rückzahlungs⸗ Rückzahlungs⸗ 
Jahr Jahr 
Zeit Betrag Zeit Betrag 
Thaler Thaler 


Transport 78,000 


1872 1. November 3,200 | 1889 | 1. November 6,700 
F 3,300] 1890 1. 7,000 
1874 | 1 $ 3,400] 18911 | 1. 7,300 
1875 1 » 3,600 | 1892 K » 7,600 
1876 1 » 3,800 | 1893 » 7,900 
1877 1 » 3,9001 184 | 1. 8,300 
1878 1 » 4,100 | 1895 1. » 8,700 
1 Da ih Se 4,300 1896 | 1. » 9,100 
1880 I: » 4,500 | 1897 1. » 9,500 
1881 1: » 4,700 | 1898 1. » 9,900 
1882 1 » 4,900 | 1899 1: » 10,400 
1883 1 » 5,100 | 1900 8 » 10,800 
1884 1 » 5,300 | 1901 5 » 11,300 
1885 1 » 5,600 | 1902 * » 11,800 
Se 1 » 0 1903 1. » 11,700 | Reſt. 
887 > ‚100 576.000 
1888 1 5 6,400 Summa 216,000 


Latus 78,000 
Pro⸗ 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen Betrag nicht 


innerhalb vier Jahren, nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem 


er fällig geworden iſt, erhoben wird. 


r * * 


* 
| Provinz Beſſen-Naſſau, Regierungsbezirk Wiesbaden. 
Zinskupon 


über 
N Thaler ..... Silbergroſchen 


zur 


Obligation der Stadt Wiesbaden 
. n 


(Trockenes Stadtſiegel.) 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe 
am e . . 18. . die vier und einhalbprozentigen Zinſen der 
vorbemerkten Stadt⸗Obligation für das Halbjahr vom . ten 
um 1 mit (in Buchſtaben ]ü—můüüᷣ Thalern 
RT Silbergroſchen bei der Stadtkaſſe zu Wiesbaden oder nach 
eg Wahl bei der Kaffe der Deutſchen Vereinsbank zu Frankfurt 
am Main. 


Wiesbaden, den enn 18 


Fuͤr den Gemeinderath von Wiesbaden. 
Der Vorſtitzende. Die Mitglieder. 


Anmerkung. Die Unterſchriften der Mitglieder des Gemeinderathes können mit Lettern 


oder mit Fakſimileſtempeln gedruckt werden, jedoch muß jeder Zinskupon mit der 
eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen fein. 


Pro⸗ 


a 


provinz Zeffen-Maffau, Regieringebe Wiesb 


ee, 15 Talon. BE 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation der Stadt Wiesbaden 


iS Littr. e UBER Thaler 
2 die . te Serie Zinskupons für die fünf Jahre vom tn.. . 18. Sb 
r 18. ., ſofern nicht Seitens des legitimirten Inhabers der Obligation 


3 
vorher Widerſpruch dagegen erhoben ift, und zwar bei der Stadtkaſſe zu Wiesbaden 
oder durch — für den Inhaber koſtenfreie — Vermittelung der Deutſchen 
„Vereinsbank zu Frankfurt a. M. a 


Wiesbaden, den rn 8 
Fuͤr den Gemeinderath von Wiesbaden. 
Der Vorſitzende. Die Mitglieder. 


(Trockener Stempel.) 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften der Mitglieder des Gemeinderathes können mit 
Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, jedoch muß jeder Talon mit der 
eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen ſein. 


(Nr. 7910.) 
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Fr. 7910.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Remſcheid im Betrage von 50,000 Thalern. Vom 21. Oktober 
1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


ertheilen, nachdem der Bürgermeiſter und die Stadtverordneten⸗Verſammlung von 
Remſcheid darauf angetragen haben, der Stadt Remſcheid zur Beſtreitung der 
Koſten Behufs Ausführung der in nächſter Zeit erforderlichen Schul⸗ und Wege⸗ 
bauten die Aufnahme eines Darlehns von 50,000 Thalern, geſchrieben funfzig 
Tauſend Thalern, gegen Ausſtellung von auf den Inhaber lautenden und mit 
Zinskupons und Talons verſehenen Obligationen zu geſtatten, und bei dieſem 
Antrage im Intereſſe ſowohl der Stadtgemeinde als auch der Gläubiger ſich 
nichts zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Geneh⸗ 
migung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedin⸗ 


gungen. 
K. 1. 


Es werden 10,000 Thaler in Einhundert Obligationen à 100 Thaler, 
20,000 Thaler in Einhundert Obligationen à 200 Thaler und 20,000 Thaler 
in funfzig Obligationen à 400 Thaler ausgegeben. 


9. 2. 


Die Obligationen werden mit vier und einhalb vom Hundert jährlich ver⸗ 
zinſt die Zahlung der Zinſen geſchieht gegen Einlieferung der Kupons alljährlich 
am 1. April und 1. Oktober bei der Kommunalkaſſe, ſowie an denjenigen ſon⸗ 
ſtigen Zahlungsſtellen, welche durch die im §. 12. genannten Blätter bekannt 
gemacht werden. Zahlungen bei der Kommunalkaſſe können mit den fälligen 
nicht verjährten ($. 6.) Zinskupons geleiſtet werden. 


F. 3. 


Zur Tilgung der Schuld werden jährlich vom Jahre 1873. an Ein Pro⸗ 


zent des Kapitals, ſowie die Zinſen der eingelöſten Obligationen verwendet, ſo 
daß in 39 Jahren die Tilgung der ſämmtlichen Obligationen erfolgt ſein wird. 
Der Gemeinde ſteht es jedoch frei, den Tilgungsfonds zu vergrößern, auch die 
Sbligationen ſechs Monate vorher zu kündigen. Den Inhabern der Obligatio⸗ 
nen ſteht kein Kündigungsrecht zu. 


$. 4. 

Zur Leitung der Geſchäfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til- 
gung der Obligationen betreffen, wird von der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
eine Schuldentilgungs⸗Kommiſſion erwählt, welche für die Befolgung der Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Privilegiums verantwortlich iſt, und zu dem Ende von Unſerer 
Regierung zu Düſſeldorf in Eid und Pflicht genommen wird. 

(Nr. 7910) Die⸗ 


a 
Dieſelbe befteht aus drei Mitgliedern, von welchen wenigſtens eins aus 
dem Kollegium der Stadtverordneten zu wählen iſt. 


$. 5. 
Die Obligationen werden in drei Serien, welche mit den Buchſtaben D., 
8 und F. bezeichnet ſind, nach dem beiliegenden Schema ausgegeben. Die 
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Serie D. enthält 100 Obligationen zu 100 Thaler eine jede, die Serie E. 100 
Obligationen zu 200 Thaler eine jede, und die Serie F. 50 Obligationen zu 
400 Thaler eine jede, in fortlaufenden Nummern von 1. an. 

Die Obligationen werden von dem Bürgermeiſter und den Mitgliedern 
der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet und von dem Kommunalempfänger 
ontraſignirt. Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privilegiums beigefügt. 


$. 6. 
Den Obligationen werden für die nächſten fünf Jahre Zinskupons und 
Talons nach angehängtem Schema beigefügt, verſehen mit dem Fakſimile der 
% Unterschrift des Bürgermeiſters oder feines Vertreters und eines Mitgliedes der 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion und unterzeichnet von dem Kommunalempfänger. 
Die neuen Kupons werden von der Kommunalkaſſe dem Vorzeiger des Talons 
nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung eingehändigt. 
Werden die Zinskupons nicht ſpäteſtens fünf Jahre nach dem Verfalltage 
gane ſo werden ſie ungültig und erliſcht jeder Anſpruch auf Zahlung der 
inſen. 
g Wenn bei Obligationen, die zur Einlöſung präſentirt werden, Kupons 
fehlen, ſo werden ſolche von dem zu zahlenden Betrage in Abzug gebracht. 
F. 7. 
Die Nummern der zu tilgenden Obligationen werden durch das Loos ber 
ftimmt; die Auslooſung erfolgt getrennt für die Obligationen jeder Serie. 
Soviel als möglich werden von den Obligationen Serie D. fünf Zwan⸗ 
zigſtel, von Serie E. acht Zwanzigſtel und von Serie E. ſieben Zwanzigſtel jedes 
Jahr amortiſirt werden, eventuell wird bei den nächſten Jahren eine Ausglei⸗ 
chung herbeigeführt. Die Nummern der ausgelooſten Obligationen werden we⸗ 
nigſtens 3 Monate vor der Auszahlung öffentlich bekannt gemacht. 
$. 8. 
Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitz des Bürgermeiſters oder eines 
Beigeordneten durch die Schuldentilgungs⸗Kommiſſion in einem 14 Tage vorher 
bekannt zu machenden öffentlichen Termine. Ueber die Verlooſung und die ſpäter 


erfolgende Vernichtung der Obligationen wird ein von dem Bürgermeiſter und 
der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterſchriebenes Protokoll aufgenommen. 


5 §. 9. 

Die Auszahlung erfolgt im Nominalwerthe von der Kommunalkaſſe oder 
den ſonſtigen im $. 2. erwähnten Zahlungsſtellen gegen Auslieferung der Obli⸗ 
gationen an dem dazu beſtimmten Tage, von welchem an die Verzinſung 920 

0. 


. ö 
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$. 10. 


Die Nummern der ausgelooſten, aber nicht eingelieferten Obligationen 
find in der Bekanntmachung über die ſpäteren Auslooſungstermine ($. 8.) zu 
veröffentlichen. N s 

Nach Ablauf von 30 Jahren nach dem Zahlungstermine erliſcht der Ans 
ſpruch auf Auszahlung der Obligation. 


Ü. 11. 


Für die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Gemeinde Rem⸗ 
ſcheid mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmtlichen Einkünften; es 
kann, wenn die Zinſen oder ausgelooſten Obligationen nicht pünktlich bezahlt 
werden, von den Gläubigern gerichtlich geklagt werden. i 


9.12 


Die Bekanntmachungen ($$. 2. 6. 7. 8. 9. und 10.) erfolgen in einem 
Remſcheider Lokalblatte, in der Elberfelder Zeitung, in dem Amtsblatte Unſerer 
Regierung zu Düſſeldorf und in dem Preußiſchen Staatsanzeiger. 


6.212, 
In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins: 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons ſich bezie⸗ 
henden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots 


und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1 — 13. 
mit nachſtehenden Modifikationen Anwendung: 


a) Die im F. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtädti⸗ 
ſchen Schuldentilgungs-Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle 
Geſchäfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten Verord⸗ 
nung dem damaligen Schatzminiſterium zukamen. Gegen die Verfügung 
derſelben kann Rekurs an Unſere Regierung zu Düſſeldorf in 10 Tagen 
eingelegt werden. ö 

b) Das im F. 5. der Verordnung erwähnte Aufgebot erfolgt bei Unſerem 
Landgerichte zu Elberfeld. 

e) Die in den $$. 6. 9. und 12. der Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt- 
machungen erfolgen durch die im F. 12. dieſer Beſtimmung genannten 
Blätter. 

d) An die Stelle der im $. 7. der Verordnung erwähnten ſechs Zinszah⸗ 
lungstermine ſollen acht, an die Stelle des im §. 8. erwähnten achten 
Zinszahlungstermins ſoll der zehnte treten. a 


Zu Urkund dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir da 
gegenwärtige, durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringende 
landesherrliche Privilegium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem 
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Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten 
des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 
Gegeben Berlin, den 21. Oktober 1871. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Ißzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Cam phauſen. 


Kheinprovinz, Regierungsbezirk Düſſeldorf. 


Obligation 


der 
Stadt Remſcheid 
(Trockener Stempel.) Hüter . e (Stadtſiegel.) 
über 


F Thaler Kuraut. 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhöchſte Privilegium vom 
hierzu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß der Inhaber 
dieſer Obligation die Summe von . Thalern Kurant, deren Empfang 
ſie beſcheinigen, von der Gemeinde Remſcheid zu fordern hat. 

Die auf vier einhalb Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am 1. April 
und 1. Oktober jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der aus⸗ 
gefertigten halbjährlichen Zinskupons gezahlt. Das Kapital wird durch Amor- 
tiſation berichtigt werden, weshalb eine Kündigung von Seiten der Gläubiger 
nicht zuläſſig iſt. Die näheren Beſtimmungen ſind in dem nachſtehend abge⸗ 
druckten Privilegium enthalten. 5 


Remſcheid, den en 18. 
Der Bürgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 
(Unterſchrift.). (Unterſchriften.) 


„„ l 


Der Gemeinde-Empfaͤnger. 
(Unterſchrift.) 
Hierzu find die Kupons Serie ... ausgereicht. 


Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Nemſcheid im Betrage von 50,000 Thalern. 
Vom v dee 
(Folgt der Abdruck des Privilegiums.) 


Rhein · 


e 
Kheinprovinz, Regierungsbezirk Düſſeldorf. 


e Thaler Silbergroſehen. . 
Zinskupon 
zur 
Obligation der Stadt Remſcheid 
. 
über 
e ee Thaler. 

Inhaber empfängt am ten 18.. an fälligen Zinſen aus der 


Gemeindekaſſe zu Remſcheid oder bei denjenigen ſonſtigen Zahlungsſtellen, welche 
durch die im $. 12. des Privilegiums genannten Blätter bekannt gemacht werden, 
8 D er. 


Remſcheid, den nnn 18. 

Der Buͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs-Kommiſſion. 
(Die Namen des Bürgermeiſters und des Mitgliedes der Kommiſſion werden gedruckt.) 
Der Gemeinde-Empfänger. 

(Unterſchrift.) 


Rheinprovinz, Regierungsbezirk Düſſeldorf. 
W d 


Inhaber dieſes Talons em bert gegen 1 Rückgabe zu der Obligation 


15 


der Stadt Remſcheid 1. über haler à vier einhalb Prozent 
Zinſen die .. te Serie Zinskupons für die Jahre 18. bis 18. bei der Gemeinde⸗ 
kaſſe zu Remſcheid, ſofern dagegen Seitens des Eigenthümers der Obligation 


vorher kein Widerſpruch erhoben iſt. 
Remſcheid, den rn 18. 
Der Buͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs-Kommiſſion. 
(Die Namen des Bürgermeiſters und des Mitgliedes der Kommiſſion werden gedruckt.) 
Der Gemeinde-Empfaͤnger. 
(Unterſchrift.) 


(Nr. 7910-7911.) 74* (Nr, 7911.) 


(Nr. 7911.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. November 1871., betreffend den Tarif, nach wel- 
chem die Abgaben für die Benutzung der Hafenanlagen bei Calloe im 
Kreiſe Apenrade, Regierungsbezirks Schleswig, vom 1. Januar 1872. ab 
bis auf Weiteres zu entrichten ſind. . 


N. mittelft Ihres gemeinſchaftlichen Berichts vom 30. Oktober d. J. Mir 
vorgelegten Tarif, nach welchem die Abgaben für die Benutzung der Hafen⸗ 
anlagen bei Calloe im Kreiſe Apenrade, Regierungsbezirks Schleswig, vom 
1. Januar 1872. ab bis auf Weiteres zu entrichten ſind, ſende Ich Ihnen von 
Mir vollzogen hierbei zur weiteren Veranlaſſung zurück. 


Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung zu ver- 
öffentlichen. 


Berlin, den 8. November 1871. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


hf, 
nach welchem die Abgaben fuͤr die Benutzung der Hafenanlagen bei 
Calloe im Kreiſe Apenrade/ Regierungsbezirks Schleswig, vom 1. Ja⸗ 
nuar 1872. ab bis auf Weiteres zu entrichten ſind. 
Vom 8. November 1871. 


An Abgaben ſind zu entrichten: 
1) von jedem eingehenden Fahrzeuge für jede Tonne der Tragfähigkeit 
7 Pfennige, 
2) von den Waaren, welche an der Ladebrücke gelöſcht oder 
geladen werden, für je 2000 Pfund des Gewichts der 


gelöſchten oder geladenen Waare n 7 
3) von jedem Fahrzeuge, welches den Hafen als Winterlager 

benutzt, für jede Tonne der Tragfähigkeit : 
4) für das Kielholen eines Fahrzeuges, für jede Tonne dern 
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Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 
1) Soweit in dieſem Tarif die Tonne den Erhebungsmaaßſtab bildet, iſt 
darunter die Tonne zu 2000 Pfund zu verſtehen. 


2) Bei Berechnung der Tragfähigkeit werden Bruchtheile von einer halben 
Tonne oder mehr für eine volle Tonne gerechnet, kleinere Bruchtheile 
dagegen außer Berechnung gelaſſen. 


Gegeben Berlin, den 8. November 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


(Nr. 7912.) Privilegium wegen Emiſſion von Prioritäts⸗Obligationen der Halle» Sorau- 
Gubener Eiſenbahngeſellſchaft bis zum Betrage von zwei Millionen fünf 
hundert Tauſend Thalern. Vom 18. November 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


Nachdem von Seiten der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft auf 
Grund des in der Generalverſammlung vom 21. Juni 1871. gefaßten Be⸗ 
ſchluſſes darauf angetragen worden iſt, derſelben Behufs Herſtellung des voll⸗ 
ſtändigen betriebsfähigen Zuſtandes der Halle⸗-Sorau⸗Gubener Eiſenbahn die 
Aufnahme eines Darlehns von zwei Millionen fünfhundert Tauſend Thalern 
gegen Ausftellung auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen und 

alons verſehener Prioritäts⸗Obligationen zu geſtatten, fo wollen Wir in Ge- 
mäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwärtiges Pri⸗ 
vilegium zur Ausgabe der gedachten Obligationen Unſere landesherrliche Geneh⸗ 
migung unter nachſtehenden Bedingungen ertheilen. 


991. 

Die in Höhe von 2,500,000 Thalern zu emittirenden Obligationen, auf 
deren Rückſeite dieſes Privilegium abzudrucken iſt, werden unter der Bezeichnung: 
»Prioritäts⸗Obligationen der Halle-Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchafte 

nach dem anliegenden Schema J. in 
9 —.— zn von Eintauſend Thalern unter Nr. 1. bis 
* 


+ 

ſechszehnhundert Apoints von fünfhundert Thalern unter Nr. 601. 

bis Nr. 2200., 

dreitauſend Apoints von zweihundert Thalern unter Nr. 2201. bis 
Nr. 5200. 

fünftauſend Apoints von Einhundert Thalern unter Nr. 5201. bis 
Nr. 10,200., 


ausgefertigt. 
(Nr. 7911-7912) Jeder 
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Jeder Obligation werden Zinskupons auf zehn Jahre und ein Talon zur 
Erhebung fernerer Kupons nach den anliegenden Schemas (I. und III.) bei- 
gegeben. Dieſe Kupons, ſowie der Talon werden alle zehn Jahre zufolge be 
ſonderer Bekanntmachung erneuert. 

Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit Fakſimile⸗Unterſchriften von zwei 
Mitgliedern des Verwaltungs rathes, zwei Mitgliedern der Direktion und des 
Hauptrendanten, die Zinskupons und Talons mit Fakſimile-Unterſchriften von 
zwei Mitgliedern der Direktion und des Hauptrendanten verſehen. 


$. 2. 

Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinſt und 
die Zinſen in halbjährigen Terminen am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres 
in Berlin und Frankfurt a. M. oder an anderen von der Direktion zu bezeich⸗ 
nenden Zahlungsſtellen berichtigt. 

Zinfen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von dem in dem betref- 
fenden Kupon bezeichneten Zahlungstage an, nicht geſchehen iſt, verfallen zum 
Vortheil der Geſellſchaft. 

Werden Talons nicht innerhalb Jahresfriſt vom Tage ihrer Fälligkeit ab 


zur Erhebung der neuen Kupons benutzt, ſo erfolgt die Ausgabe der neuen Ku⸗ 


pons nebſt Talons nur an die Inhaber der Obligationen. 


8. 3. 


Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, wozu alljährlich, 
und zwar vom 1. Januar des auf die Betriebseröffnung der Halle-Sorau-Gubener 
Eiſenbahn in ihrer Geſammtlänge folgenden Jahres, die Summe von zwölf 
Tauſend fünfhundert Thalern unter Zuſchlag der durch die eingelöſten Prioritäts⸗ 
Obligationen erſparten Zinſen aus dem Ertrage des Eiſenbahn⸗Unternehmens ver- 
wendet wird. 

Die Zurückzahlung der zu amortiſirenden Obligationen erfolgt am 1. Ok⸗ 
tober jeden Jahres und zwar zuerſt in demjenigen Jahre, welches auf das Jahr 
folgt, aus deſſen Betriebseinnahmen Rücklagen für die Amortiſation erfolgt ſind, 
ſpäteſtens aber am 1. Oktober 1874. Es bleibt jedoch der Generalverſammlung 
der Eiſenbahngeſellſchaft vorbehalten, unter Genehmigung des Staates den Amorti⸗ 
ſationsfonds zu verſtärken und ſo die Tilgung der Prioritäts⸗Obligationen zu 
beſchleunigen. Auch ſteht der Eiſenbahngeſellſchaft das Recht zu, außerhalb des 
Amortiſationsverfahrens ſämmtliche alsdann noch vorhandene Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen durch die öffentlichen Blätter mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen 
und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 

Ueber die geſchehene Amortiſation wird dem Eiſenbahn⸗Kommiſſariate all- 
jährlich ein Nachweis vorgelegt. 8 4 


Die Inhaber der Prioritäts⸗ Obligationen find auf Höhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Beträge Gläubiger der Halle» Sorau- Gubener Eiſenbahngeſellſchaft 
und haben in dieſer Eigenſchaft an dem Geſellſchaftsvermögen ein unbedingtes 
Vorzugsrecht vor den Stamm⸗ und Stamm-Prioritäts-Attien nebſt deren Zinfen 
und Dividenden. = 
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Der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft bleibt jedoch das Recht 
vorbehalten, für die im Eingange dieſes Privilegiums angegebenen Zwecke mit 
Genehmigung der Staatsregierung eine weitere Anleihe in Prioritäts⸗Obligationen 
bis zu einem Geſammtbetrage von zwei Millionen Einhundert und neunzig Tauſend 
Thalern mit gleichem Vorzugsrechte bezüglich ihrer Verzinſung und Amortiſation 
zu machen. 

§. 5. 

Die Inhaber der Prioritäts-Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maßgabe des im F. 3. 
gedachten Amortiſationsplanes zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn ein Zinszahlungstermin durch Verſchulden der Geſellſchaft länger 
als drei Monate unberichtigt bleibt; 


b) wenn durch Verſchulden der Geſellſchaft der Transportbetrieb auf der 
Eiſenbahn länger als ſechs Monate ganz eingeſtellt geweſen iſt ; 
e) wenn die im F. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht innegehalten wird. 

In den Fällen zu a. und b. bedarf es einer Kündigung nicht, ſondern 
das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, zu 
rückgefordert werden, und zwar: 5 

zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 


In dem sub «. gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kündigungs⸗ 
friſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Obligation von dieſem 
Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 
machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfinden ſollen. 

Die Kündigung verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft die nicht innegehaltene Amortiſation nachholt und zu dem Ende 
binnen längſtens dreier Monate nach erfolgter Kündigung die Auslooſung der 
zu amortiſirenden Prioritäts-Obligationen nachträglich bewirkt. 

Bei Geltendmachung des vorſtehenden Rückforderungsrechts ſind die In⸗ 
haber der Prioritäts- Obligationen ſich an das geſammte bewegliche und unbeweg⸗ 
liche Vermögen der Geſellſchaft zu halten befugt. 


$. 6. 

So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritäts⸗Obligationen eingelöſt, 
oder der Einlöſungsgeldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft 
keines ihrer Grundſtücke, welches zum Bahnkörper oder zu den Bahnhöfen ge— 
hört, veräußern. 

Dieſe Veräußerungsbeſchränkung bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb 
der Bahn und Bahnhöfe befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche 
innerhalb der Bahnhöfe etwa an den Staat oder andere juriſtiſche Perſonen zu 
öffentlichen Zwecken, als zur Errichtung von Poſt., Telegraphen⸗, Polizei- oder 
ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche zu Packhöfen oder Waarenniederlagen ab⸗ 
getreten werden möchten. 

(Nr. 7912.) Die 


Die Zuläſſigkeit der Veräußerung wird in dieſen Fällen durch eine Be⸗ 
ſcheinigung des Eiſenbahn⸗Kommiſſariats dargethan. 

Eine weitere Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch Emiſſion von 
Aktien oder Prioritäts⸗Obligationen darf mit Ausnahme des im F. 4. Alinea 2. 
vorgeſehenen Falles nur dann erfolgen, wenn den auf Grund des gegenwärtigen 
Privilegiums emittirten Prioritäts-Obligationen für Kapital und Zinſen das 
Vorrecht eingeräumt wird. 


5 7. 


Die Nummern der nach der Beſtimmung des §. 3. zu amortifirenden 
Obligationen werden jährlich im April durch das Loos beſtimmt und ſofort öf⸗ 
fentlich bekannt gemacht. ö 

Bei der Auslooſung find die Apoints zu 1000 Thaler, 500 Thaler, 200 
Thaler und 100 Thaler nach dem im F. 1. angegebenen Verhältniſſe ihrer Ge⸗ 
ſammtbeträge zu berückſichtigen. Soweit die nach $. 3. zur Amortiſation zu ver⸗ 
wendende Summe einen hiernach nicht theilbaren Ueberſchuß ergiebt, wird der⸗ 
ſelbe zur nächſten Amortiſation reſervirt. 


H. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch die Eiſenbahndirektion in Gegenwart 
eines vereideten Notars in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritäts-Obligationen 
der Zutritt geſtattet wird. 


$. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem im $. 3. 
dazu beſtimmten Tage zu Berlin und Frankfurt a. M. oder an anderen von 
der Direktion zu bezeichnenden Zahlungsſtellen von der Geſellſchaftskaſſe nach 
dem Nominalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung der⸗ 
ſelben und der dazu gehörigen, noch nicht fälligen Zinskupons. 

Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, ſo wird der Betrag der feh⸗ 
lenden von dem Kapital gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet. 

Mit dem nach $. 3. für die Auszahlung beſtimmten Tage hört die Ver⸗ 
zinſung der ausgelooſten Prioritäts⸗Obligationen auf. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöſten Obligationen ſollen in Gegen⸗ 
wart eines Notars verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die öffentlichen 
Blätter bekannt gemacht werden, die Obligationen aber, welche in Folge der 
Rückforderung ($. 5) oder in Folge einer Kündigung (F. 3.) außerhalb der 
Amortiſation eingelöſt werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


$. 10. 


Die Nummern der zur Rückzahlung fälligen, nicht rechtzeitig zur Einlö⸗ 
ſung vorgezeigten Obligationen werden während der nächſten drei Jahre nach 
dem Zahlungstermine jährlich einmal von der Direktion der Geſellſchaft Behufs 
der Empfangnahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche 


nicht 
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nicht innerhalb zehn Jahren nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöfung 
eingereicht werden, ſind werthlos und iſt dies von der Direktion, unter Angabe 
der Nummern der werthlos gewordenen Stücke, alsdann öffentlich zu erklären. 
Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtungen mehr. 


. 11. 


| Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen moxtifizirt wer: 
den, fo wird ein gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beftim- 
mungen erlaſſen. 

Für dergeſtalt mortifizirte, ſowie auch für zerriffene oder ſonſt unbrauch⸗ 
bar gewordene, an die Geſellſchaft zurückgelieferte und gänzlich zu kaſſirende 
Obligationen werden auf Koften des Empfängers neue dergleichen ausgefertigt. 

Zinskupons und Talons können weder aufgeboten, noch mortifizixt 
werden. Demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der 
Verjährungsfrist (F. 2.) bei der Direktion anmeldet und den ſtattgehabten Be- 
ſitz glaubhaft darthut, ſoll nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an— 
gemeldeten und bis dahin nicht zum Vorſchein gekommenen Zinskupons gegen 
Quittung ausgezahlt werden. 


8. 12. 


Die in den $$. 3. 7. 8. 9. und 10. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen erfolgen durch den Deutſchen Reichs- und Preußiſchen Staatsanzeiger, 
die Berliner Börſenzeitung, die Berliner Bank- und Handelszeitung, die Magde⸗ 
bange s, den Halleſchen Courier und den in Frankfurt a. M. erſcheinen⸗ 
den Aktionair. 


Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privilegium 
Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer 
Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staates zu geben oder Rechten 
Dritter zu präjudiziren. f 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. g 


Gegeben Berlin, den 18. November 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Jahrgang 1871. (Nr. 7912) 75 Schema J. 


Prioritäts⸗Obligation 


der 


Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft 
Wegen Erneuerungen der Kupons nach 


dem Ablauf von zehn Jahren erfolgen 
jedesmal beſondere Bekanntmachungen. 


Jeder Obligation ſind zwanzig Kupons 
auf zehn Jahre und ein Talon zur Er · M24 .. 
hebung fernerer Kupons beigegeben. 
über 5 
Eintauſend Thaler (Fünfhundert Thaler) (Zweihundert Thaler) 
(Einhundert Thaler) Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat auf Höhe des obigen Betrages von Eintauſend 
Thalern (Fünfhundert Thalern) (Zweihundert Thalern) (Einhundert Thalern) 
Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des Allerhöchſten Privile iums 
TCC 

fünfhundert Tauſend Thalern Preußiſch Kurant Prioritäts Obligationen der 
Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Berlin, den ern.. 18. 
Der Verwaltungsrath der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. ' N. N. 
Direktion der Halle-Sorau-Gubener Eingetragen Fol. 
Eiſenbahn. Der Haupt⸗Rendant. 


N. N. N. 


| Schema II. 


Schema II. 


e Serie . . er Zinskupon 
n Thaler 
b zur 
Halle-Sorau⸗Gubener Eiſenbahn-Prioritäts-Obligation 
a 
zahlbar am 1. April (1. Oktober) 18.. 

Inhaber dieſes empfängt am 1. April (1. Oktober) 18.. die 
halbjährigen Zinſen der oben benannten Prioritäts⸗Obligation über 
Eintauſend Thaler (Fünfhundert Thaler) (Zweihundert Thaler) (Ein, 
hundert Thaler) mit 25 Rthlr., (12 Rthlr. 15 Sgr.), (5 Rthlr. und 
2 Rthlr. 15 Sgr.). 

Berlin, den . n * 


Die Direktion der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. N. N. 


Der Haupt⸗Rendant. 
N. 


t 


wenn er ni 
ahren nach der Ver⸗ 


hlos, 


A 


Dieſer Zinskupon wird ungül- 
rt 
fallzeit zur Zahlung präſentirt wird. 


g und we 


binnen vier 


ti 


Schema III. 
Talon 


zur 
Halle⸗Sorau-Gubener Eiſenbahn-Prioritaͤts-Obligation 
ne — ....;., Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Produzent dieſes Talons erhält gegen deſſen Rückgabe binnen Jahres- 
ef / vom ab, die für die vorſtehend bezeichnete Prioritäts. 
Obligation neu anzufertigenden Zinskupons für die nächſten zehn Jahre, ſofern 
nicht von dem Inhaber der Obligation bei der unterzeichneten Direktion recht- 
zeitig Widerſpruch dagegen erhoben wird. N 


Berlin, den. n 18.. 
Die Direktion der Halle: Sprau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. N. N. 


Der Haupt⸗Rendant. 
N. 


Or. 7912-7913.) 75* (Nr. 7913.) 
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(Nr. 7913.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. November 1871., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrages zu dem Statute der Oſtpreußiſchen landſchaftlichen Darlehns⸗ 
kaſſe vom 20. Mai 1869. 


5 Ai Ihren Bericht vom 8. November d. J. will Ich den anliegenden, vom 
. 29. Generallandtage der Oſtpreußiſchen Landſchaft im März d. J. beſchloſſenen 


7 Erſten Nachtrag zu dem Statute der Oſtpreußiſchen land- 
n Darlehnskaſſe vom 20. Mai 1869. (Geſetz⸗Samml. 
737. ff.) i 


hierdurch genehmigen. 

Dieſer Erlaß iſt nebſt ſeiner Beilage durch die Geſetz⸗Sammlung zu ver- 
öffentlichen. 

Berlin, den 20. November 1871. 


Wilbelm. 


a Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Erſter Nachtrag 
zu dem 


Statute der Oſtpreußiſchen landſchaftlichen Darlehnskaſſe 
vom 20. Mai 1869. (Geſetz-Samml. S. 737. ff.). 


ga 


A. Zu F. 4. Die Oſtpreußiſche landſchaftliche Darlehnskaſſe iſt, abgeſehen von den im 
a §. 4. ad 1. des Statuts vom 20. Mai 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 737.) ge 
dachten Gefchäften, auch noch befugt, Darlehne zu bewilligen: 

a) auf alle Werthpapiere, welche von Deutſchen Staaten oder landſchaft⸗ 
lichen Verbänden emittirt oder garantirt ſind, in der Höhe, wie ſolche 
bisher bei Effektenbeleihungen zugelaſſen geweſen; 

b) auf Hypothekenforderungen, wenn ſolche für den Darlehnsnehmer auf 
landſchaftlich aſſoziationsfähigen Grundſtücken innerhalb 3 ihres durch 
eine landſchaftliche Taxe feſtgeſtellten Werthes oder beim Mangel einer 
ſolchen Taxe innerhalb des zwanzigfachen Grundſteuer⸗Reinertrages dieſer 
Beſitzungen eingetragen ſtehen, ſofern die Beleihung 85 Prozent des 
Nominalbetrages der betreffenden Hypothekenforderung nicht on 

c) au 


— 


c) auf innerhalb des Oſtpreußiſchen Landſchaftsbezirks lagernde, dazu geeignete 
landwirthſchaftliche Erzeugniſſe, welche dem leichten Verderben nicht 
unterworfen find, bis zur Hälfte und nur ausnahmsweiſe im Falle leich- 
teſter Verkäuflichkeit bis zu 2 des Schätzungswerthes derſelben; 

d) an Kreiskorporationen der Provinz Preußen, wenn deren Vertreter ſich 
zur Kreditaufnahme durch Vorlegung eines vorſchriftsmäßig beſtätigten 
Kreistagsbeſchluſſes und die ihnen von der Kreistagsvertretung ertheilte 
Autoriſation zu legitimiren vermögen. 

In der Regel ſollen dergleichen Darlehne nicht auf länger als drei 
Monate und in den Fällen ad b. bis d. außerdem nur gegen gleichzeitige 
Wechſelhinterlegung bewilligt werden. Die Wechſel im Falle zu d. müſſen 
wenigſtens drei gute Unterſchriften haben. 

Zur Beleihung anderer öffentlicher Werthpapiere als der oben sub 
Littr. a. und im $. 4. ad 1. a. des Statuts vom 20. Mai 1869. gedachten, 
iſt die jedesmalige Genehmigung des Verwaltungsrathes erforderlich. 


$. 2. 

Der Verwaltungsrath hat die Normen näher zu beſtimmen, welche bezüglich 
der nach $. 1. zu bewilligenden Beleihungen einzuhalten, wie auch das Verhältniß 
feſtzuſetzen, wie viel von den der landſchaftlichen Darlehnskaſſe zu Gebote ſtehenden 
Fonds auf Geſchäfte dieſer Art zu verwenden. 

$. 3. 

Wenn im Lombardverkehr ein Darlehn zur Verfallzeit nicht zurückgezahlt 
wird, ſo iſt die Oſtpreußiſche landſchaftliche Darlehnskaſſe berechtigt, das Unter⸗ 
pfand, ſofern die verpfändeten Gegenſtände einen Börfen- oder Marktpreis haben, 
durch einen ihrer Beamten oder einen vereideten Mäkler an der Börſe oder 
vermittelſt einer von einem ihrer Beamten oder einem Auktionskommiſſarius 
abzuhaltenden öffentlichen Auktion zu verkaufen, und ſich aus dem Erlöſe wegen 
Kapital, Zinſen und Koſten bezahlt zu machen, ohne den Darlehnsſchuldner erſt 
gerichtlich einklagen zu dürfen. 

Dieſer Beſtimmung hat ſich jeder Darlehnsnehmer bei Eingehung des 
Darlehnsvertrages ausdrücklich zu unterwerfen. 


$. 4. 

Die landſchaftliche Darlehnskaſſe iſt ferner ermächtigt, mit den Eigen⸗ 
thümern von Geldern, die von ihr einkaſſirt oder bei ihr niedergelegt werden, 
bis in Höhe des denſelben danach zuſtehenden Guthabens in Kontoforrent- oder 
Giroverkehr zu treten, wenn auch die Eigenthümer ſolcher Gelder nicht land— 
ſchaftlich aſſoziationsfähige Beſitzer find. 

Desgleichen kann die Darlehnskaſſe den bei ihr zum Kredit zugelaſſenen 
Genoſſenſchaften (efr. §. 4. ad 3. des Statuts vom 20. Mai 1869.) Konto- 
korrent- oder Giroverkehr eröffnen; in ſolchem Falle hat der Verwaltungsrath 
die im Intereſſe der Darlehnskaſſe für die betreffenden Genoſſenſchaften maß⸗ 
gebenden Normen und Sicherheiten feſtzuſetzen. 

(Nr. 79137915.) $. 5. 


B. Zu F. 4. 
ad 2. und 3. 
des Statuts. 


0 


Zu F. 23. 
bes Statuts. Reſervefonds (F. 20. a. a. O.) bleiben der landſchaftlichen Darlehnskaſſe der 


. 


§. 5. 
Das Grundkapital (§. 3. des Statuts vom 20. Mai 1869.) und der 


geftalt zum Eigenthum überwieſen, daß im Falle der Aufhebung der Darlehns- 
faffe ($. 23. a. a. O.) nur der Betrag, der nach vollſtändiger Deckung aller 
Verbindlichkeiten der Darlehnskaſſe übrig bleibt, zu den Fonds der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft zurückzuzahlen iſt. 

Im Falle des Konkurſes über das Vermögen der Darlehnskaſſe oder 
fonftiger von Gläubigern derſelben ergriffenen Exekutionsmaßregeln iſt die Oſt⸗ 
preußiſche Landſchaft daher nicht berechtigt, eine frühere oder vorzugsweiſe Er. 
ftattung des Grundkapitals zu fordern. 


(Fr. 7914) Bekanntmachung, betreffend die der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft ertheilte 
landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von 
Kohlfurt nach Falkenberg. Vom 9. November 1871. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
11. Oktober 1871. der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und Betrieb 
einer Eiſenbahn von Kohlfurt nach Falkenberg unter gleichzeitiger Verleihung 
des Expropriationsrechts zu geſtatten Naher Die vorgedachte Urkunde gelangt 
durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung in Liegnitz zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 9. November 1871. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Weishaupt. 


(Nr. 7915.) Bekanntmachung, betreffend die der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
ertheilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betrieb einer Eiſenbahn 
von Deutz nach Obercaſſel, ſowie in dem Aggerthale aufwärts bis Ründeroth 
nebſt Anſchlüſſen an die rechtsrheiniſche und die Deutz-Gießener Eiſenbahn, 
und zum Bau und Betrieb einer Eiſenbahn in und durch das Enſſcher⸗ 
thal. Vom 10. November 1871. 


N Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
18. September 1871. der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und 
Betrieb einer Eiſenbahn von Deutz nach Obercaſſel, ſowie in dem Aggerthale 
aufwärts bis Ründeroth nebſt Anſchlüſſen an die rechtsrheiniſche und die Deutz ⸗ 
Gießener Eiſenbahn, und den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn in und durch das 
Emſcherthal unter gleichzeitiger Verleihung des Expropriationsrechts zu geſtatten 

ge · 


RN, a 


geruht. Die vorgedachte Allerhöchſte Urkunde wird durch das Amtsblatt der König⸗ 
lichen Regierungen zu Cöln, Düſſeldorf und Arnsberg veröffentlicht werden. 


Berlin, den 10. November 1871. N 


Der Miniſter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Weishaupt. 


(Fr. 7916.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des revidirten Sta- 
tuts der Korporation der Kaufmannſchaft zu Tilſit vom 22. Auguſt 1871. 
Vom 17. November 1871. 


Nas Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 13. d. M. 
das von der Korporation der Kaufmannſchaft zu Tilſit am 22. Auguſt d. J. 
beſchloſſene revidirte Statut dieſer Korporation zu genehmigen geruht. Der 
Allerhöchſte Erlaß nebſt dem revidirten Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Gumbinnen bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 17. November 1871. 
Der Minifter für Handel; Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


(Nr. 7917.) Bekanntmachung, betreffend die der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft ertheilte 
landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betrieb der Eiſenbahnen von 
Wattenſcheid nach Dortmund reſp. Hörde, von Troisdorf nach Speldorf, 
von Linn über Crefeld nach Gladbach und von Neuß nach Vierſen. 
Vom 24. November 1871. 


D Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions - Urkunde vom 
20. November 1871. der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und Betrieb 
der Eiſenbahnen von Wattenſcheid nach Dortmund reſp. Hörde, von Troisdorf 
nach Speldorf, von Linn über Crefeld nach Gladbach und von Neuß nach Vierſen 
unter gleichzeitiger Verleihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 

Die vorgedachte Urkunde gelangt durch die Amtsblätter der Königlichen 
Regierungen zu Cöln, Düſſeldorf und Arnsberg zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 24. November 1871. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Weishaupt. 


(Nr. 7915-7918.) (Nr. 7918.) 
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(Nr. 7918.) Bekanntmachung, betreffend die der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ertheilte 
landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betrieb einer Lokomotivbahn 
von Gleiwitz in der Richtung auf Morgenroth und über Antonienhütte 

. in der Richtung auf Schwientochlowitz und Kattowitz nebſt Zweigbahnen 
Behufs Anſchluſſes an die zwiſchen der Oberſchleſiſchen und der Wilhelms- 
bahn belegenen Gruben- und Hüttenwerke. Vom 25. November 1871. 


a Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
20. November 1871. der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und 
Betrieb einer Lokomotivbahn von Gleiwitz in der Richtung auf Morgenroth 
und über Antonienhütte in der Richtung auf Schwientochlowitz und Kattowitz 
nebſt Zweigbahnen Behufs Anſchluſſes an die zwiſchen der Oberſchleſiſchen und 
der Wilhelmsbahn belegenen Gruben- und Hüttenwerke unter gleichzeitiger Ver⸗ 
leihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 

Die vorgedachte Urkunde gelangt durch die Amtsblätter der König⸗ 

8 lichen Regierungen in Breslau und Oppeln zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 25. November 1871. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Weishaupt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


